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SLK-14-JC-735; 2020-02-10 

Anlage EKS (vorläufig) 
Vorausschauende Erklärung zum Einkommen aus selbständiger Tätigkeit, Gewerbebetrieb oder Land- und 
Forstwirtschaft im Bewilligungszeitraum 
Diese Anlage ist Bestandteil des Antrages auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. 

Dienststempel Team Eingangsstempel 

Aktenzeichen 

Familienname, Vorname des Antragstellers 

Angaben zu der Person der Bedarfsgemeinschaft mit Einkommen aus selbständiger Tätigkeit, Gewerbebetrieb oder Land- und Forstwirt-
schaft 
Name, Vorname Geburtsdatum 

1. Voraussichtlicher Bewilligungszeitraum (Tragen Sie bitte den Monat der Antragstellung zuzüglich 6 Monate als Zeitraum ein.)
von bis 

2. Allgemeine Daten zur selbständigen Tätigkeit
2a Gewerbeart bzw. Tätigkeit 

2b Beginn, ggf. Ende der Tätigkeit 

2c Betriebsstätte (Straße, Ort) 

2d Rechtsform des Unternehmens 

2e Beschäftigen Sie Personal oder beabsichtigen Sie Personen zu beschäftigen? 

Wenn ja, wie viele Personen?  Personen 
  ja   nein 

3. Zuschüsse/Beihilfen
Haben Sie bzw. o. g. Person einen Zuschuss/eine Beihilfe zu Ihrer selbständigen Tätigkeit beantragt, beabsichtigen 
Sie oder o. g. Person einen entsprechenden Antrag zu stellen oder beziehen Sie bzw. o. g. Person einen solchen 
Zuschuss/eine solche Beihilfe? 
Wenn ja, 

  ja   nein 

bei wem ggf. beantragt am 

für die Zeit ab (bei Bezug) in Höhe von 
 EUR monatlich 

Bitte legen Sie ggf. die entsprechenden Bescheide vor. 

4. Angaben zu den Betriebsräumen

Wird die Miet-/Eigentumswohnung bzw. das Eigenheim (ggf. auch nur teilweise) für Ihre selbständige Tätigkeit ge-
werblich genutzt?    ja   nein 

Wenn ja, geben Sie bitte an, wie viele Quadratmeter auf die gewerblich genutzten Räume entfallen. 
Anzahl der gewerblich genutzten Räume Quadratmeter insgesamt 

 m² 

Die Richtigkeit der Angaben wird bestätigt. 
Ort, Datum Unterschrift Antragsteller 

Ort, Datum Unterschrift des gesetzlichen Vertreters minderjähriger Antragsteller 

Nach § 60 Abs. 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) hat derjenige, der Sozialleistungen beantragt oder erhält, alle Tatsachen anzu-
geben, die für die Leistung erheblich sind. Hilfebedürftigkeit liegt nicht vor, wenn Sie über ausreichendes Einkommen oder Vermögen ver-
fügen. Die Pflicht zur Erteilung von Auskünften betreffend Einkommen oder Vermögen der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft ergibt sich 
aus § 60 SGB I. Wenn die getätigten Angaben und die eingereichten bzw. vorgelegten Unterlagen die geltend gemachte Hilfebedürftigkeit
nicht glaubhaft begründen (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 9 SGB II), kann der Antrag abgelehnt werden.
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Angaben zum voraussichtlichen Einkommen aus selbständiger Tätigkeit 
 
Aktenzeichen 
      
Name, Vorname des Selbständigen 
      

Geburtsdatum 
      

Kleinunternehmer nach § 19 UStG?   ja   nein 

Diese Angaben wurden geschätzt und beziehen sich auf den voraussichtlichen Bewilligungszeitraum vom        bis        
 
 
1.  Angaben zu den Betriebseinnahmen 
 

 1 2 3 4 5 6   

Kalendermonat                                     kumuliert Bemerkungen 

1. Betriebseinnahmen                                                 

2. Privatentnahmen von Waren                                                 

3. Sonstige betriebliche Einnahmen                                                 

4. Zuwendung von Dritten/Darlehen (be-
trieblich)                                                 

5. Vereinnahmte Umsatzsteuer                                                 

6. Umsatzsteuer auf private Warenent-
nahmen                                                 

7. vom Finanzamt erstattete/zu 
erstattende Umsatzsteuer                                                 

          

 Summe der Betriebseinnahmen                                                 
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2. Angaben zu den Betriebsausgaben und zum Gewinn (legen Sie bitte, wenn möglich, Belege vor) 
 1 2 3 4 5 6   

Kalendermonat (ggf. Teilmonat)                                     kumuliert Bemerkungen 

1. Wareneinkauf                                                 

2. Personalkosten (einschließlich Sozial-
versicherungsbeiträge)         

 a)  Vollzeitbeschäftigte                                                 

 b)  Teilzeitbeschäftigte                                                 

 c)  Geringfügig Beschäftigte  
     (400€-Job)                                                 

 d)  mithelfende Familienangehörige                                                 

3. Raumkosten         

 a)  Mietzins (Grundmiete)                                                 

 b)  Nebenkosten (Wasser, Abwasser)                                                 

 c)  Heizkosten                                                 

 d)  Energiekosten (Strom)                                                 

4. betriebl. Versicherungen/Beiträge                                                 

5. Kraftfahrzeugkosten Ein betriebliches Kfz liegt vor, wenn es mind. 50% betrieblich genutzt wird (Nachweis durch Fahrtenbuch). 

 a)  betriebl. Kfz 
Wie viele Kilometer werden Sie voraussichtlich betrieblich bzw. privat zurücklegen? betrieblich (km):       privat (km):       
Liegt ein betriebliches Kfz vor, füllen Sie bitte 5a aus, liegt ein privates Kfz vor, füllen Sie bitte 5b aus.   

 1. Steuern                                                 

 2. Versicherung                                                 
 3. lfd. Betriebskosten                                                 
 4. Reparaturen                                                 

 abzgl. private km 
(0,10 € je gefahrenem km)                                                 

 b)  Privates Kfz. betriebl. Fahrten gem.  
     Fahrtenbuch (0,10 € je gefahren km)                                                 

6. Werbung (Beschreibung ggf. auf ge-
sondertem Blatt)                                                 

7. Reisekosten Reisen, die mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt worden sind, bitte unter Punkt 5 berücksichtigen.   

 a)  Übernachtungskosten                                                 

 b)  Reisenebenkosten                                                 

 c)  öffentliche Verkehrsmittel                                                 

 Zwischensumme                                                 
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 1 2 3 4 5 6   

Kalendermonat (ggf. Teilmonat)                                     kumuliert Bemerkungen 

 Übertrag                                                 

8. Investitionen (Beschreibung der Maß-
nahmen ggf. auf gesondertem Blatt)                                                 

9. Investitionen aus Zuwendungen Drit-
ter/Darlehen (nur auszufüllen, wenn 
Einnahmen nach Nr. 4 erzielt wurden) 

                                                

10. Bürokosten         
 

a) Büromaterial                                                 
 

b) Porto                                                 

11. Telefon (abzüglich private Nutzung)                                                 
12. Beratungskosten 

(z. B. Steuerberater, Anwalt)                                                 

13. Fortbildungskosten                                                 
14. Sonstige Betriebsausgaben Ggf. kann ein gesondertes Blatt verwendet werden    
 a) Reparatur Anlagevermögen                                                 

 b) Miete Einrichtung                                                 

 c) Nebenkosten des Geldverkehrs                                                 

 d) betriebl. Abfallentsorgung                                                 

 e)                                                       

 f)                                                       

15. Schuldzinsen aus Anlagevermögen                                                 
16. Tilgung bestehender betrieblicher Dar-

lehen                                                 

17. gezahlte Vorsteuer                                                 
18. an das Finanzamt zu zahlende/gezahl-

te Umsatzsteuer                                                 
 Summe der Betriebsausgaben                                                 

 Gewinn                                                 
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3. Angaben zu den Aufwendungen, die nicht Betriebsausgaben sind und zu den Absetzungsmöglichkeiten gehören (Legen Sie bitte entsprechende Nachweise vor.) 
 

Höhe/Euro 
Zahlungsweise 

( z. B. monatlich, quartalsweise oder zu be-
stimmten Terminen) 

Aufwendungen im 
BWZ 

(wird vom Leistungs-
träger ausgefüllt) 

1. Einkommensteuervorauszahlungen/Einkommensteuernachzahlungen 
(siehe letzten Einkommensteuerbescheid)                   

2. Pflichtbeiträge zur Kranken-, Pflege- und/oder Rentenversicherung                   

3. Beiträge zur privaten bzw. freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung                   
4. Beiträge zur Altersversorgung    

 a)  zur Rentenversicherung                   

 b)  zu einer kapitalbildenden Lebensversicherung                   

 c)  zu einer Versorgungseinrichtung                   

5. Prämien für eine Kfz- Haftpflichtversicherung (ohne Teil-/Vollkasko)                   
6. Prämien für weitere gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen (z. B. Haftpflichtversicherung für bestimmte Berufs-

gruppen)                   

7. Beiträge für eine geförderte Altersvorsorge nach § 82 EStG (Beiträge zur Riester Rente)                   
8. sonstige Absetzungsmöglichkeiten z. B. Beiträge zur Arbeitsförderung bei freiwilliger Weiterversicherung § 28a Abs. 1 

Nr. 2 SGB III) oder Einkommen, das bereits bei der Feststellung von Ansprüchen der Ausbildungsförderung ange-
rechnet wurde 

                  

9. Art der Absetzung:             
10. Unterhaltsleistungen (Bitte Unterhaltstitel, z. B. Urteil, gerichtliche Einigung, Unterhaltsurkunde, und Nachweis über tatsächlich erbrachte Unterhaltsleistungen vorlegen.)       

 
a) Name, Vorname der/des Unterhaltsberechtigten 

      

 
b) Verwandtschaftsberhältnisse 

      

 
c) Höhe der Unterhaltsleistungen 

      Euro monatlich 
11. Aufwendungen für die Fahrt zur Betriebsstätte (Aufwendungen für die Fahrt zur Betriebsstätte werden zusätzlich mit 0,20 EUR je Entfernungskilometer vom Einkommen abgesetzt. Ent-

stehen höhere notwendige Ausgaben, müssen diese nachgewiesen werden.) 
      

 
a) Wieviel Kilometer beträgt die(einfache) Strecke? 

      km 

 
b) An wieviel Arbeitstagen pro Woche werden die o. g. Kilometer regelmäßig im Bewilligungszeitraum zurückgelegt? 

       Arbeitstag/en pro Woche 
12. Entstehen Ihnen Mehraufwendungen für Verpflegung wegen einer täglichen Abwesenheit von mindestens 12 Stunden von Ihrer Wohnung bzw. Ihrem üblichen 

Beschäftigungsort, ohne dass eine doppelte Haushaltsführung vorliegt?    ja      nein       
 Wenn ja, an wie vielen Arbeitstagen im Monat?       Tage 
Die Richtigkeit der Angaben wird bestätigt.   
Ort, Datum 
 

      
Unterschrift Selbständiger Summe der Auf-

wendungen im 
BWZ 
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Jobcenter Salzlandkreis 
 

Eigenbetrieb des Landkreises 
 

 
 
 

Personenbezeichnungen in diesen Hinweisblatt gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form 7 

 
Allgemeine Hinweise für Selbständige und Freiberufler 
 
Sie sind selbständig und dennoch im Bezug von Arbeitslosengeld II oder beabsichtigen Arbeitslo-
sengeld II zu beantragen? Sie haben keinen Antrag auf Arbeitslosengeld II gestellt, aber Ihr Part-
ner? Dann beachten Sie bitte folgende gesetzliche Hinweise.  
 
Auch als Selbständiger haben Sie Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de, wenn Ihr Einkommen und Vermögen und dasjenige der mit Ihnen in Bedarfsgemeinschaft le-
benden Personen nicht ausreichen, um Ihren Lebensunterhalt bzw. den Lebensunterhalt der Mit-
glieder Ihrer Bedarfsgemeinschaft sicherzustellen. 
 
Wie jeder Empfänger von Grundsicherungsleistungen müssen auch Sie als Selbständiger alles 
tun, um Ihre Hilfebedürftigkeit bzw. die Hilfebedürftigkeit der mit Ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen zu beenden oder zu verringern (Gebot des Forderns, § 2 SGB II).  
 
Ermittlung von Einkommen aus selbständiger oder freiberuflicher Tätigkeit 
 
Bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit sind als Einkommen alle Einnahmen aller Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft nach den Bestimmungen des § 11 SGB II zu berücksichtigen. 
 
Einkommen im Sinne des § 11 SGB II sind zunächst alle Einnahmen in Geld. Dies gilt auch für 
Einnahmen in Geldeswert, die im Rahmen einer Erwerbstätigkeit, eines Bundesfreiwilligendienstes 
oder eines Jugendfreiwilligendienstes zufließen. Es kommt nicht darauf an, ob diese Einnahmen 
zur Deckung des allgemeinen Lebensbedarfs bestimmt sind, ob sie steuerpflichtig, einmalig oder 
wiederholt anfallen, welcher Art und Herkunft sie sind, wie und aus welchem Rechtsgrund sie zu-
fließen.  
 
Einkommen aus der selbständigen Tätigkeit ist nach § 11 SGB II auf die Leistungen nach dem 
SGB II anzurechnen. Sie sind somit verpflichtet, Ihr Einkommen aus selbständiger Tätigkeit anzu-
geben, auch wenn sie eigentlich nicht arbeitslos gemeldet sind.  
 
Dabei gilt: SOZIALRECHT geht vor Steuerrecht. Steuerliche Regelungen, wie zum Beispiel 
Abschreibungen oder pauschalierte Abzüge, finden keine Berücksichtigung. 
 
Bitte beachten Sie, dass bei der Berechnung Ihres Einkommens nicht auf den nach steuerrechtli-
chen Vorschriften ermittelten Gewinn im Kalenderjahr ankommt. Vielmehr erfolgt die Einkom-
mensermittlung grundsätzlich für den Bewilligungszeitraum. Das monatlich zu berücksichtigende 
„Bruttoeinkommen“ ermittelt sich demnach grundsätzlich nach den im Bewilligungszeitraum tat-
sächlich erzielten Einnahmen (Betriebseinnahmen) abzüglich der tatsächlich notwendigen Ausga-
ben, wenn sie den Lebensumständen während des Bezuges von Arbeitslosengeld II entsprechen, 
geteilt durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum. 
 
Die Einzelheiten der Antragstellung und der Berechnung nach der aktuellen Arbeitslosengeld II-/ 
Sozialgeld-Verordnung entnehmen Sie bitte den nachfolgenden Hinweisen. Bitte lesen Sie sich 
diese sorgfältig durch. 
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1. Allgemeine Hinweise  
 
Abweichend vom Regelbewilligungszeitraum von sechs Monaten wird das Einkommen aus selbständi-
ger Tätigkeit für einen kürzeren Zeitraum berechnet, wenn die selbständige Erwerbstätigkeit nur in ei-
nem Teil des Bewilligungszeitraumes ausgeübt wird, z. B. weil die Tätigkeit beendet wird oder erst im 
Laufe des Bewilligungszeitraumes aufgenommen wird. Sofern eine selbständige Tätigkeit ausgeübt wird, 
die starken saisonalen Schwankungen unterliegt (nur sog. Saisontätigkeiten), können für die Ermittlung 
des Einkommens die Einnahmen und Ausgaben eines ganzen Jahres herangezogen werden. 
 
Zum Zeitpunkt der Antragstellung sind künftige Betriebseinnahmen in der Regel nicht bekannt. Die Re-
gelung, dass das Einkommen im Bewilligungszeitraum zugrunde gelegt wird, bedeutet, dass die voraus-
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben zunächst zu schätzen sind. 
 
Dazu ist von Ihnen der Vordruck „Selbsteinschätzung zum Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit“ 
abzugeben. Aufgrund dieser von Ihnen abgegebenen Schätzung, sowie weiterer Nachweise (chronolo-
gisch nummerierte Belege) über Ihr Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit wird über Ihren Leistungs-
anspruch und den Anspruch der übrigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft zunächst gemäß § 41a 
Abs. 1 SGB II nur vorläufig entschieden. Ihre Angaben über das voraussichtliche Einkommen sind, so 
weit wie möglich, zu plausibilisieren. Dies hat wie folgt zu geschehen: 
 
• Vorlage von Nachweisen über die tatsächlichen Einnahmen und tatsächlichen Ausgaben der voran-

gegangenen sechs Monate, aufgelistet nach Datum mit Belegnummern und entsprechend numme-
rierten Belegen, Tabellenkopfvordruck: 
 
lfd. Nummer Datum Vorgang Einnahmen Ausgaben Summe 

 
• ggf. Einkommenssteuerbescheid 
• Einnahme-Überschuss-Rechnung für das vorangegangene Kalenderjahr oder 
• aktuelle betriebswirtschaftliche Auswertungen inkl. Anlagen (Summen-Salden-Listen, 
• Bewegungslisten, OPOS-Listen etc.). 
 
Sollte es erforderlich sein, kann der Träger der Grundsicherung die Berechnung des Einkommens im  
vorangegangenen Bewilligungszeitraum als Anhaltspunkt nehmen. 
 
Sie sind nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes verpflichtet, die zum Erlass einer abschließen-
den Entscheidung geforderten leistungserheblichen Tatsachen nachzuweisen (§§ 60, 61, 65 und 
65a SGB I). Auch hier sind die Unterlagen und Nachweise jeweils in prüfbarer Form (sortiert, numme-
riert) einzureichen.  
 
Kommen Sie oder die mit Ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen dieser Pflicht nicht, 
nicht vollständig oder trotz angemessener Fristsetzung nicht fristgemäß nach, hat das Jobcenter 
festzustellen, dass ein Leistungsanspruch im gegenständlichen Zeitraum nicht bestand (§ 41a 
Abs. 3 Satz 4 SGB II). Dies gilt insbesondere dann, wenn wegen fehlender oder nicht fristgerecht nach-
gewiesener Tatsachen eine Durchschnittsberechnung des Einkommens für den gegenständlichen Zeit-
raum nicht möglich ist. 
 
Ist Ihr Einkommen im Bewilligungszeitraum in der Rückbetrachtung höher gewesen, als Sie bei Antrag-
stellung prognostiziert haben, müssen Sie und die übrigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft die zu 
viel erhaltenen Leistungen nach einer abschließenden Entscheidung erstatten. Hatten Sie geringere 
Einnahmen als bei Antragstellung erwartet, werden Ihnen und den Mitgliedern Ihrer Bedarfsgemein-
schaft die zu wenig bewilligten Leistungen im Rahmen der abschließenden Entscheidung bewilligt und 
nachgezahlt. 
 
2. Berechnung des Einkommens  
 
Bei der Berechnung des Einkommens ist Ihrerseits sowohl bei der Schätzung als auch beim nachgewie-
senen Einkommen folgendes zu berücksichtigen: 



 

9 
 

Anders als bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung können keine Abschreibungen oder sonstigen 
pauschalen Abzüge mehr berücksichtigt werden, da hier keine tatsächlichen Ausgaben zugrunde liegen. 
Insbesondere folgende Ausgaben sind nicht abzusetzen, weil diese später bei der Bereinigung des Ein-
kommens nach § 11b Abs. 1 SGB II berücksichtigt werden: 
 

• Steuern auf das Einkommen 
• Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich Beiträge zur freiwilligen Arbeitslosenversi-

cherung nach § 28a Abs. 1 Nr. 2 SGB III 
• Private Versicherungen, die nach Grund und Höhe angemessen sind 
• Kfz-Haftpflichtversicherung für ein privates Kfz 
• gesetzlich vorgeschriebene Berufshaftpflichtversicherung 
• ggf. Beiträge zur Krankheits- und Altersvorsorge 
• Beiträge zur Riester-Rente 
• Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
• Verpflegung bei längerer vorübergehender Abwesenheit vom Wohnort 

 
Bei der Geltendmachung von Ausgaben sind ferner folgende Besonderheiten zu berücksichtigen: 
 
Die Kosten für Betriebs-Kfz (Versicherung, Steuer, Betriebsstoffe) sind in tatsächlicher Höhe als Ausga-
be abzusetzen. Für private Fahrten sind die Ausgaben um 0,10 EUR je gefahrenen Kilometer zu ver-
mindern. Ein Kraftfahrzeug gilt als überwiegend betrieblich genutzt, wenn der betriebliche Nutzungsanteil 
bei mindestens 50% liegt. Dabei sind die Fahrten von der Wohnung zur Betriebsstätte und zurück dem 
privaten Bereich zuzuordnen. Wird ein privates Kraftfahrzeug für ausschließlich betriebliche Fahrten be-
nutzt, können diese Kosten mit 0,10 Euro für jeden gefahrenen Kilometer pauschaliert abgesetzt wer-
den. Höhere Kosten können abgesetzt werden, wenn die leistungsberechtigte Person dies nachweist. 
Die Nachweisführung zu entstandenen Fahrtkosten erfolgt mittels eines Fahrtenbuches. 
 
Ist kein separater betrieblicher Telefonanschluss vorhanden, können die Aufwendungen aus Vereinfa-
chungsgründen je zur Hälfte dem betrieblichen und dem privaten Bereich zugeordnet werden, wenn die 
Anteile der Telefonkosten nicht anders ermittelt werden können. 
 
Grundsätzlich gilt, dass Ausgaben nicht abgesetzt werden können, soweit sie ganz oder teilweise ver-
meidbar sind oder offensichtlich nicht den Lebensumständen während des Bezuges der Leistungen 
nach dem SGB II entsprechen, die Ausgaben also wirtschaftlich nicht angemessen sind. Der hilfebedürf-
tige Selbständige ist verpflichtet, seine Hilfebedürftigkeit zu vermindern. Dazu hat er auch die Möglich-
keiten der Kostenvermeidung und -optimierung bei seiner Erwerbstätigkeit zu nutzen. Überteuerte oder 
Luxusartikel können nicht ungeprüft als Ausgabe abgesetzt werden. Vor größeren Investitionen (z. B. 
bei der Anschaffung von -höherwertigen- Wirtschaftsgütern oder Fort- und Weiterbildungskosten 
mindestens ab 100,00 Euro Anschaffungswert) sollten Sie daher zuvor mit Ihrem zuständigen 
Bearbeiter sprechen, ob diese als notwendige und angemessene Betriebsausgaben anerkannt 
werden können. 
 
Ausgaben werden bei der Berechnung nicht berücksichtigt, soweit das Verhältnis der Ausgaben zu den 
jeweiligen Erträgen in einem auffälligen Missverhältnis steht. Dies kann der Fall sein, wenn Einnahmen 
nicht erzielt oder offensichtlich nicht angegeben werden oder zu hohe Ausgaben entstehen, weil der 
Selbständige Teile seines Warenbestandes für sich selbst oder die Personen, die mit ihm in einer Be-
darfsgemeinschaft leben, entnommen hat. Damit werden die Einnahmen und Ausgaben auf das zu ver-
mutende realistische Maß erhöht oder reduziert. 
 
Bei der Absetzung von Ausgaben ist auch zu berücksichtigen, dass Leistungen nicht erbracht werden 
dürfen, soweit die Hilfebedürftigkeit anderweitig beseitigt werden kann. Daher kann der Träger der 
Grundsicherung zur Beseitigung vorübergehender Hilfebedürftigkeit im Rahmen der Betreuung des Hil-
febedürftigen auch auf Ausgabensenkungen und -verschiebungen (z. B. durch Vereinbarung einer Um-
schuldung oder Reduzierung von Tilgungsraten) hinwirken. Wenn der Hilfebedürftige solchen Maßnah-
men nicht entspricht, können die tatsächlichen Ausgaben als vermeidbar gewertet und entsprechend 
vermindert werden, da in dieser Höhe Hilfebedürftigkeit vermeidbar wäre. 
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Aus den geschätzten Betriebseinnahmen abzüglich der abzusetzenden Betriebsausgaben wird für die 
Berechnung des Leistungsanspruches ein durchschnittlicher Wert gebildet. So ist für jeden Monat der 
Teil des Einkommens zu berücksichtigen, der sich bei der Teilung des Gesamteinkommens im Bewilli-
gungszeitraum durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt. Das Ergebnis ist das „mo-
natliche Bruttoeinkommen“ der Selbständigen, von dem u. a. die Freibeträge bei Erwerbstätigkeit und 
die sonstigen in § 11b SGB II genannten Absetzbeträge abgezogen werden. Wird die selbständige Tä-
tigkeit nur während eines Teils des Bewilligungszeitraumes ausgeübt, gilt als monatliches Einkommen 
derjenige Teil des Einkommens, der der Anzahl der in den Bewilligungszeitraum fallenden Monate der 
Tätigkeit entspricht. Dies ist der Fall, wenn die Tätigkeit während des Bewilligungszeitraumes aufge-
nommen oder beendet wird. 
 
Bitte beachten Sie zudem, dass ein Verlustausgleich zwischen ggf. mehreren ausgeübten selbständigen 
Tätigkeiten nicht erfolgen kann. Im Rahmen der SGB II- Leistungsgewährung ist jede Tätigkeit für sich 
getrennt zu betrachten. 
 
 
3. Private Krankenversicherung 
 
Der Zuschuss zur privaten KV und PV ist ab dem 01.04.2012 monatlich direkt an das Versiche-
rungsunternehmen des Leistungsbeziehers auszuzahlen (§ 26 Abs. 4 SGB II). Dies gilt auch für den 
Zuschuss zur privaten KV/PV zur Vermeidung der Hilfebedürftigkeit. Die Auszahlung erfolgt monatlich im 
Voraus entsprechend der Zahlungsweise der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Abwei-
chende Zahlungsvereinbarungen zwischen Versichertem und dem privaten Krankenversicherungsunter-
nehmen sind für das Jobcenter unbeachtlich. 
 
Rechtsgrundlagen zur Mitwirkung gemäß Sozialgesetzbuch II und I Auszüge 
 
Grundsätzlich ist der Selbständige bei Eintritt von Hilfebedürftigkeit zur Mitwirkung verpflichtet. Sofern 
aus einer Selbständigkeit in einem angemessenen Zeitraum kein Einkommen im Sinne des § 11 SGB II, 
das zur Beendigung bzw. Verringerung der Hilfebedürftigkeit führt, erzielt wird, kann das Jobcenter Salz-
landkreis Sie zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung auffordern und Vermitt-
lungsvorschläge unterbreiten. In diesem Fall besteht die Pflicht gemäß § 2 SGB II alle Möglichkeiten zu 
nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften zu bestreiten, Einladungen zu Vermitt-
lungs- und Beratungsgesprächen nach zu kommen und sich auf Vermittlungsvorschläge innerhalb der 
angegebenen Fristen zu bewerben. Sollten Sie weitere Fragen zum Bezug des Arbeitslosengeldes II 
und der Ausübung der selbständigen Tätigkeit haben, wenden Sie sich bitte an das Jobcenter Salzland-
kreis. 
 
 
§ 2 (Grundsatz des Forderns), § 7 (Berechtigte), § 9 (Hilfebedürftigkeit), § 11 (Einkommen), § 15 
(Eingliederungsvereinbarung) und § 41a (vorläufige Entscheidung) SGB II sowie § 3 Alg II - V (Be-
rechnung des Einkommens aus selbständiger Tätigkeit [...]) 
 
§ 60 SGB I Angabe von Tatsachen 
Abs. 1 
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
 

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständi-
gen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusam-
menhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich  mitzuteilen 

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkun-
den vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 

 
Abs. 2 
Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen 
diese benutzt werden. 
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§ 61 SGB I Persönliches Erscheinen
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers zur 
mündlichen Erörterung des Antrages oder zur Vornahme anderer für die Entscheidung über die Leistung 
notwendiger Maßnahmen persönlich erscheinen.

§ 66 SGB I Folgen fehlender Mitwirkung
Abs. 1
Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den
§ 60 bis 62 und 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich er-
schwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mit-
wirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht 
nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer 
Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert.

Wenn die getätigten Angaben und die eingereichten bzw. vorgelegten Unterlagen die geltd gemachte 
Hilfebedürftigkeit nicht glaubhaft begründen (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 9 SGB II), kann der Antrag 
abgelehnt werden.
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Empfangsbestätigung 

 
Aktenzeichen 
      
 

Hiermit bestätige ich, 
Name, Vorname 

      
geb. am 

      

Straße, Hausnr. 

      

PLZ, Wohnort 

      

dass ich die Allgemeinen Hinweise für Selbständige und Freiberufler im Bewilligungszeitraum erhal-
ten habe. 

 
Ort, Datum 
 
 
      

Unterschrift 
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